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Einleitung 

Der moderne Zivilrechtler sieht in der Personengesellschaft  eine weitgehend 
verselbständigte „Handlungs- und Wirkungseinheit", die in vielerlei Hinsicht wie 
eine Kapitalgesellschaft am Rechtsverkehr teilnehmen kann, ohne jedoch eine ei-
gene Rechtspersönlichkeit zu besitzen.1 Die zivilrechtliche Teilrechtsfähigkeit  er-
gibt sich dabei entweder unmittelbar aus gesetzlichen Vorschriften  wie z. B. § 124 
Abs. 1 HGB oder aus der Systematik der jeweiligen Teilrechtsordnung. Auch im 
Steuerrecht ist die Personengesellschaft  als Trägerin von Rechten und Pflichten an-
erkannt. Sie ist Zuordnungssubjekt verfahrensrechtlicher  Normen und Steuer-
schuldner der Umsatzsteuer sowie der Gewerbesteuer. Der Steuergesetzgeber 
musste sich insoweit nicht mit dem Streit um die Rechtsnatur der Gesamthandsge-
sellschaft auseinandersetzen, da es für die Durchsetzung des Steueranspruchs ge-
nügt, wenn ein Gesellschaftsvermögen und Geschäftsführer  vorhanden sind, die 
man in die Haftung nehmen kann.2 

Im Bereich der Einkommensteuer hat der Gesetzgeber jedoch einen anderen An-
satz gewählt, der auf die traditionelle Unterscheidung zwischen umfassend rechts-
fähigen juristischen Personen und nichtrechtsfähigen Personengesellschaften zu-
rückgeht: Kapitalgesellschaften unterliegen mit ihrem Einkommen der Körper-
schaftsteuer und der ausgeschüttete Gewinn wird unter Anrechnung der Körper-
schaftsteuer erneut bei den Gesellschaftern steuerlich erfasst.  Dadurch kommt es 
zur Trennung der Gesellschafts- und der Gesellschafterebene, was vor allem die 
steuerliche Anerkennung von Rechtsgeschäften zwischen dem Steuersubjekt Ge-
sellschaft und dem Steuersubjekt Gesellschafter ermöglicht (Trennungsprinzip). 

Dagegen werden die Einkünfte einer Personengesellschaft  den Gesellschaftern 
anteilig und unmittelbar im Jahr der Entstehung zugerechnet und bei diesen der 
Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer  unterworfen,  unabhängig davon, ob der je-
weilige Gewinnanteil entnommen wird oder nicht. Dieser Mechanismus der antei-
ligen und unmittelbaren Einkünftezurechnung, der in Abgrenzung zum Trennungs-
prinzip auch als Transparenzprinzip3 bezeichnet wird, ist jedoch im EStG nur an-

1 W. Flume,  ZHR 136 (1972), 177 ff.,  K.  Schmidt , Gesellschaftsrecht, S. 213; Münch-
Komm-Ulmer,  Vor § 705 RdNr. 8. 

2 §§ 267, 34 Abs. 1 AO. 
3 Der Ausdruck „Transparenzprinzip" oder „steuerliche Transparenz" (fiscal transparency, 

transparence fiscale) hat seinen Ursprung im internationalen Steuerrecht und insbesondere im 
Recht der Doppelbesteuerungsabkommen. Dort bezeichnet er den Umstand, dass es für die 
Abkommensberechtigung und die Anwendung der einzelnen DBA-Artikel bei nicht steuer-
rechtsfähigen Personenmehrheiten allein auf die steuerrechtsfähigen Mitglieder bzw. Gesell-

2 Pinkerncll 
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satzweise geregelt. Mit Ausnahme von einigen Spezialvorschriften,  die Fragen der 
Qualifikation und Ermittlung von Einkünften punktuell und mitunter rein ergebnis-
orientiert aufgreifen,  ist der Rechtsanwender in zentralen Fragen auf die allgemei-
nen Auslegungsprinzipien zurückgeworfen,  die angesichts des schmerzlichen Sy-
stemdefizits des geltenden Ertragsteuerrechts  und insbesondere der Unternehmens-
besteuerung zu fast beliebigen Ergebnissen zu führen scheinen. Der Mangel an kla-
ren gesetzlichen Vorgaben und der Erfmdungsreichtum der Steuerpflichtigen, 
welche die besondere gesellschaftsrechtliche Flexibilität der Personengesellschaft 
seit jeher zu steuersparenden Gestaltungen genutzt haben, sind die Ursachen dafür, 
dass das Einkommensteuerrecht die Zurechnung, Qualifikation und Ermittlung 
von Einkünften bei Personengesellschaften bislang dogmatisch nicht abschließend 
bewältigt hat. 

Hier setzt die vorliegende Arbeit an: Nach Darstellung der wechselvollen Ent-
wicklung der Rechtsprechung (§ 1), die in den vergangenen 30 Jahren drei ver-
schiedene Positionen zur einkommensteuerrechtlichen Rolle der Personengesell-
schaft vertreten hat, und einem Überblick zu den in der Literatur vorgeschlagenen 
Lösungsansätzen (§ 2 ) in Teil 1, wendet sich Teil 2 den Grundlagenfragen  zu. Zu 
Beginn der Untersuchung wird die Aussage der Rechtsprechung, der Personenge-
sellschaft komme im Bereich der Einkommensteuer Teilrechtsfähigkeit  zu, kritisch 
hinterfragt (§ 3). Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, ob Wortlaut und Systematik 
des EStG eine Auslegung in dem Sinne erlauben, dass Teilelemente des Einkom-
mensteuertatbestandes von der Personengesellschaft  anstelle ihrer steuerpflichti-
gen Gesellschafter verwirklicht werden können. Das folgende Kapitel (§ 4) analy-
siert die dogmatischen Grundlagen der Einkünftezurechnung und entwickelt ein 
Modell, wie diese auf die gemeinschaftliche Tatbestandsverwirklichung durch 
mehrere Steuerpflichtige anzuwenden sind. Im Anschluss daran wird untersucht, 
welchen Einfluss zivilrechtliche Vorgaben auf die Auslegung des Einkommensteu-
ertatbestandes insbesondere im Bereich der Gewinnermittlung haben (§ 5). Ent-
scheidende Bedeutung kommt dabei der Frage zu, ob der Grundsatz der Gleichmä-
ßigkeit der Besteuerung Modifikationen bei der Gewinnermittlung erfordert,  um 
die Besteuerung des Mitunternehmers derjenigen des Einzelunternehmers zumin-
dest im Belastungsergebnis anzugleichen, und ob die verschiedenen Formen der 
Mitunternehmerschaft  einkommensteuerlich gleichwertig sind. Den Abschluss von 
Teil 2 bildet eine kurze Zusammenfassung der bisherigen Ergebnisse, die zugleich 
die dogmatischen Konturen des Transparenzprinzips als Zurechnungsmodell für 
alle Fälle gemeinschaftlicher Talbestandsverwirklichung umreißt (§ 6). 

schafter ankommt (vgl. dazu Vogel  DBA Art. 1 Rz 19a). In den vergangenen Jahren hat das 
Transparenzprinzip aber auch Eingang in den nationalen Sprachgebrauch gefunden, insbe-
sondere als Gegenbegriff  zum Trennungsprinzip; vgl. dazu M. Best , DStR 1991, 1545, 1546; 
M. Groh,  ZIP 1998, 89, 90; W  Reiß , Stbg 1999, 356, 357; H Schaumburg.  DStZ 1998, 525, 
533. Gelegentlich findet man auch den Ausdruck „Mitunternehmerkonzept", der jedoch nur 
die Personenmehrheiten mit Gewinneinkünften abdeckt 
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Teil 3 der Arbeit enthält die dogmatische Konkretisierung des Transparenzprin-
zips. Die Darstellung beginnt mit einer Abgrenzung der einkommensteuerlich 
transparenten Personenmehrheiten zu den Körperschaftsteuersubjekten (§ 7). Das 
folgende Kapitel (§ 8) befasst sich mit der Einkünftezurechnung bei den einzelnen 
Einkunftsarten, wobei der Schwerpunkt im Bereich der Mitunternehmerschaft 
liegt. Die anschließenden Kapitel (§§ 9, 10) behandeln ausgewählte Probleme der 
Qualifikation bzw. Ermittlung von Einkünften bei Personengesellschaften und wie 
diese auf der Grundlage des Transparenzprinzips zu lösen sind. Den Abschluss bil-
det die Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse der Arbeit. 


